


Ihre Profite -— oder unsere Arbeitsplätze, Löhne und Renten 


Überall erzählen uns die Unternehmer 
mit Krokodilstränen in den Augen, es 
falle ihnen schwer, aber sie „müssten“ 
einfach bei uns sparen: Sie „müssten“ 
Stellen abbauen, Betriebsrenten und 
Altersteilzeit kürzen, das Arbeitstempo 
erhöhen, mehr an Fremdfirmen ausla- 
gern, mehr Befristung und Leiharbeit 
einführen, die Löhne kürzen... Angeblich 
ginge es nicht anders: Die Konkurrenz 
sei so hart, die Verluste zu hoch, der 
Absatzmarkt zu wackelig. 


Nur, wenn es um die großen Aktionäre 
geht, da sieht die Lage auf einmal an- 
ders aus. Für sie haben die Konzerne 
immer Geld, und zwar immer mehr. Al- 
lein die 30 größten deutschen Konzer- 
ne, von der Deutschen Post bis Sie- 
mens, haben ihren Aktionären in diesem 
Jahr über 30 Milliarden Euro an Gewinn- 
ausschüttung (Dividende) geschenkt, so 
viel wie noch nie. 


Ja, während sich Siemens-Arbeiter um 
ihren Arbeitsplatz sorgen müssen, weil 
Siemens wegen der angeblich „schwieri- 
gen Lage“ tausende Stellen vernichten 
will, schenkt Siemens seinen Aktionären 
2,75 Milliarden Euro an Dividende, 10% 
mehr als im Vorjahr. 


Und das gilt sogar für Konzerne, die 
Verluste machen. Denken wir nur an 
E.ON! Die entlassen tausende Arbeiten- 
de, machen drastische Sparprogramme 
und verlangen Milliardenhilfen vom 
Staat, alles weil sie angeblich Milliarden- 
verluste machen. Doch gleichzeitig zahlt 
E.ON seinen Aktionären auch in diesem 
Jahr eine saftige Gewinn(!)- 
Ausschüttung. Zig Mal so viel, wie E.ON 
einspart, indem es tausenden Arbeitern 
ihren Arbeitsplatz und ihren Lohn raubt, 
gibt E.ON gleichzeitig für die Dividenden 
der Aktionäre aus. 


Dafür halten wir unsere Knochen auf der 
Arbeit hin, hangeln uns von Leiharbeits- 


zu befristetem Vertrag und warten auf 
die Armutsrente: Damit die großen 
Aktionäre noch reicher werden! 


Diese Großaktionäre sind niemand 
anderes als die 1 Prozent Reichsten 
der Welt, ganz vorne mit dabei die 
reichsten Deutschen: Schaeffler, die 
Familie Quandt, die Aldi-Brüder... Alle 
diese Milliardäare und Multimillionäre 
besitzen Anteile an den großen Unter- 
nehmen. 


Für sie haben die Betriebe nur eine 
Aufgabe: Sie sollen Gewinn abwerfen. 
Die Kapitalisten legen kein Geld in 
einem Stahlkonzern oder Möbelhaus 
an, weil sie der Stahl oder die Möbel 
interessieren. Die Betriebe sind für sie 
nur eine Kapitalanlage. Was sie inte- 
ressiert, ist dass sie am Ende mehr 
Geld haben als vorher. Und das ist nur 
möglich, indem sie sich Monat für Mo- 
nat, Jahr für Jahr einen Teil des 
Reichtums, den die Arbeitenden in 
diesen Unternehmen schaffen, aneig- 
nen. 

Das ist ein Hauptgrund, warum die 
Reichen immer reicher werden: Weil 
sie die Arbeiter immer stärker ausbeu- 
ten, weil sie immer mehr Reichtum 
aus den Unternehmen ziehen. 


Und sie werden dabei immer rück- 
sichtsloser.. Denn ihre Wirtschaft 
steckt in der Krise, und die Großaktio- 
näre haben daher kein Vertrauen in 
die Zukunft. Sie befürchten, dass viel- 
leicht bald die nächste Finanzkrise 
kommt, dass der Markt in China oder 
ein anderes Herzstück der Wirtschaft 
zusammenbricht. Und deshalb wollen 
sie umso schneller möglichst viel Ge- 
winn aus den Betrieben herausholen 
und auf ihre privaten Konten verfrach- 
ten — koste es, was es wolle: 


Egal, wie viele Arbeiter sie dafür ent- 
lassen, wie sehr sie die Arbeitshetze 


erhöhen, wie viele Löhne sie kürzen. 
Egal, wie sehr die Großkonzerne dafür 
die kleineren Betriebe auspressen, die 
das dann auf ihre Arbeiter abwälzen. 
Und egal, wie viel Steuern die Konzerne 
dafür hinterziehen und wie viele Aufträ- 
ge und Gelder sie sich vom Staat schen- 
ken lassen, der das dann bei den Arbei- 
tenden im Öffentlichen Dienst einspart. 
Alles egal, Hauptsache, am Jahresende 
steigt die Dividende. 


Kein Arbeitender wird also verschont. 
Ob wir nun in Groß- oder Kleinbetrieben 
arbeiten, in privaten Firmen oder im Öf- 
fentlichen Dienst, ob wir arbeiten, Arbeit 
suchen oder Rentner sind — wir alle wer- 
den immer und immer wieder angegrif- 
fen. 


Doch gerade das wird der kapitalisti- 
schen Klasse irgendwann zum Verhäng- 
nis werden. Denn es trägt auch dazu 
bei, uns bewusst zu machen, dass alle 
Arbeitenden dieselben Probleme und 
Gegner haben. Dass es für uns alle nur 
einen Ausweg gibt, wenn wir uns ge- 
meinsam der Profitlogik entgegenstel- 
len. Wenn wir dafür kämpfen, dass der 
von uns Arbeitenden geschaffene 
Reichtum zuallererst unsere Existenz- 
grundlage sichert. 


Dass Entlassungen verboten und die 
Unternehmen stattdessen gezwungen 
werden, die Arbeit wieder unter mehr 
Kollegen aufzuteilen. Dass die Älteren in 
Rente gehen können und dafür junge 
Leute eingestellt werden. Dass alle un- 
befristete Festverträge bekommen - und 
zwar zu Löhnen und späteren Renten, 
von denen man vernünftig leben kann. 


Und gerade weil die kapitalistische Klas- 
se uns nicht in Ruhe lässt, weil sie uns 
alle ständig und immer rücksichtsloser 
angreifen wird, wird sie die Arbeitenden 
irgendwann davon überzeugen, diesen 
Kampf zahlreich wieder aufzunehmen. 





Griechenland: 


Welchen Ausweg gibt es für die arbeitende Bevölkerung? 


Fast alle ihre Wahlversprechen für die 
einfache Bevölkerung hat die Regierung 
Tsipras bereits zurückgezogen oder 
zumindest auf irgendwann später ver- 
schoben: Der Mindestlohn bleibt so 
niedrig, dass er nicht einmal für Miete 
und Essen reicht, die Renten ebenfalls. 
Die Privatisierungen auf Kosten der Ar- 
beiter gehen weiter. 

Und die Regierung zahlt pünktlich alle 
Raten, alle Zinsen ihrer Schulden. Ja, 
während noch nicht klar ist, ob sie 


die Löhne der Putzfrauen und Leh- BUTSIL: FETTE TE TE Te TER 11 ee KIT] TI 


rer zahlen kann, hat die griechische 
Regierung allein in dieser Woche 


zurückgezahlt. 


Doch selbst das reicht der Troika, 
bestehend aus IWF, Europäischer 
Union und Europäischer Zentral- # 


Gebt uns 
920 Millonen Euro Schulden an den zuerst zurück, 


Internationalen Währungsfond (IWF) Was wir euch 
weggenommen 


haben. 


Die griechische Bevölkerung hatte 
Tsipras und seine Partei Syriza ge- 
wählt, um diese Höllenfahrt zu stop- 
pen. Sie wollte nicht länger diejenige 
sein, die die Zeche für Schulden be- 
zahlt, die sie nicht verursacht hat und 
für die sie nicht verantwortlich ist. Sie 
wollte, dass man stattdessen endlich 
an die Reichen, an die Kapitalisten im 
Inland und die internationalen Banken 
drangeht. 









bank, noch nicht. Sie will, dass de KFC, 


griechische Regierung sich endgül- 
tig ergibt und sich ihr zu Füßen wirft. 


Allein dass die griechische Regie- 
rung — ohne die Troika zu fragen -— ZU- 
mindest ein Wahlversprechen halten 
und 300.000 ärmsten Familien Lebens- 
mittelgutscheine und 300 Kilowatt Strom 
im Monat zur Verfügung stellen will, 
macht sie schon wütend. 

Sie droht Griechenland mit Staatsbank- 
rott, hält ihr das Messer an die Gurgel, 
damit die griechische Regierung vor 
aller Augen bedingungslos kapituliert 
und schwört, dass die Bezahlung der 
Schulden in Zukunft ihre einzige und 
oberste Priorität sein wird. Dass sie da- 
für weitere „Reformen“ bei der Bevölke- 
rung durchführt — sprich dass die Bevöl- 
kerung noch weiter verarmen soll. 


Dabei haben 5 Jahre dieser Troika- 
Politik die griechische Bevölkerung be- 
reits ins Elend getrieben: Millionen sind 
arbeitslos geworden und verarmt. Die 
Hälfte der Bevölkerung konnte es sich 
diesen Winter nicht einmal mehr leisten 
zu heizen. Die Sterblichkeit von Säuglin- 
gen ist um fast 50% gestiegen, weil die 
Troika das Gesundheitssystem kaputt 
gespart hat! 

Und jetzt soll die griechische Bevölke- 
rung noch mehr sparen? Wie viel — bis 
die ersten Hungersnöte ausbrechen? 





Heute macht sie die Erfahrung, dass 
eine Wahl hierfür nicht ausreicht. Denn 
die Kapitalisten sind nicht bereit, ir- 
gendwas herzugeben, oder auch nur 
darauf zu verzichten sie mehr auszu- 
pressen — auch wenn die Mehrheit der 
Bevölkerung dies in einer Wahl so ent- 
schieden hat. Das erlebt die griechi- 
sche Bevölkerung gerade mit der Troi- 
ka, doch sie erlebt es ebenso mit den 
Kapitalisten im eigenen Land. 


Das erste nämlich, was die griechi- 
schen Kapitalisten gemacht haben, ist 
weitere 25 Milliarden Euro aus dem 
Land zu schaffen: zu den hunderten 
Milliarden, die bereits auf Schweizer 
Konten liegen und für die sie keinen 
Cent Steuern zahlen. Und in den priva- 
ten Betrieben war ihre Antwort auf das 
Wahlversprechen der Regierung, den 


Mindestlohn zu erhöhen... dass sie so- 
fort die Löhne noch mehr gesenkt ha- 
ben. Und sie drohen mit Massenentlas- 
sungen, wenn man ihren Profiten auch 
nur ein Haar krümmt. 


Nein, die Kapitalisten akzeptieren wirk- 
lich gar nichts, wenn sie nicht dazu ge- 
zwungen werden. Die Bevölkerung 
kann sich allerdings nicht darauf verlas- 
sen, dass die Regierung Tsipras dies 
tun wird. Bislang hat diese trotz der 
dramatischen Lage nicht einmal den 
Mut gefunden, die offensichtlichste 
Steuerungerechtigkeit zu beseitigen, 
nämlich dass die Reederei-Besitzer 
und die orthodoxe Kirche keinen 
Cent Steuern zahlen müssen. 


Die Arbeitenden Griechenlands je- 
doch haben ihren Mut und Willen zu 
kämpfen mehr als einmal bewiesen. 
Und dies ist die einzige Kraft, auf die 
sie vertrauen können. 


Denn wenn sie verhindern wollen, 
dass der Egoismus des Kapitals sie 
in immer größeres Chaos und Elend 
stürzt, hilft den Arbeitenden Griechen- 
lands nur, sich selber zu organisieren, 
in den Betrieben, den Banken, den 
Stadtteilen: Um die Kapitalisten daran 
zu hindern, ihren Reichtum außer Lan- 
des zu schaffen. Um in den Betrieben 
durchzusetzen, dass die zum Teil seit 
Monaten ausstehenden Löhne gezahlt 
werden... Dass die Arbeitenden sich 
selber massiv einmischen, ist auch das 
einzige, was die internationalen Banken 
beunruhigen und sie zu Zugeständnis- 
sen bringen kann. 


Niemand weiß heute, ob die arbeitende 
Bevölkerung in Griechenland die Kraft 
für diesen Kampf aufbringen wird. Si- 
cher ist nur, dass diese Frage entschei- 
dend dafür ist, wie es in Griechenland in 
den nächsten Jahren weitergeht. 


Gesunde Profite 
Die Armut in Deutschland ist so hoch wie seit Jahrzehnten nicht. 12,5 Millionen 
Menschen müssen in Armut leben, fast eine Million Menschen mehr als noch vor 
vier Jahren. Diese bitteren Zahlen entlarven und verurteilen alle ihre Reden vom 


„robusten Arbeitsmarkt“ und der „gesunden deutschen Wirtschaft“, von der wir alle 
profitieren würden. Nein, gesund ist hier nur das Kapital, das wächst und wächst, 
gerade weil es die Ausbeutung der Arbeitenden verschärft und so viel von ihren 
Löhnen und Renten frisst, bis nur noch Armut übrig ist. 
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Deutschland und Griechenland: 


Die Arbeitenden haben die gleichen Interessen! 


Merkel und Schäuble tun so, als seien 
sie die Verteidiger „der Deutschen”, 
wenn sie der völlig verarmten griechi- 
schen Bevölkerung aufzwingen, sich 
noch weiter zugrunde zu sparen; wenn 
sie ihnen 500 Euro Mindestlohn oder 
Massenentlassungen von Putzfrauen 
und Krankenschwestern aufzwingen. 
Und dabei übertreffen sie sich noch in 
arroganten, „väterlichen“ oder beleidi- 
genden Sprüchen gegenüber Griechen- 
land. 


Die griechische Regierung ihrerseits 
steht mit dem Rücken zur Wand. Sie 
versucht, gegenüber der eigenen Bevöl- 
kerung etwas weniger ohnmächtig zu 
erscheinen und „die Griechen“ und ihre 
„nationale Würde” gegenüber „den 
Deutschen” zu verteidigen: Indem sie 
ihrerseits die Rückzahlung von deut- 
schen Schulden fordert, die noch immer 
aus dem 2. Weltkrieg offen sind. 


Die griechische Regierung hat nicht 
Unrecht, wenn sie darauf hinweist, dass 
hier mit zweierlei Maß gemessen wird. 
Heute erklären die imperialistischen 
Staaten, es sein ein „Prinzip“, dass „das 
griechische Volk die Schulden um jeden 


Preis zurückzahlen muss”. Doch die- 
selben imperialistischen Staaten ha- 
ben nach dem 2. Weltkrieg alle kleine- 
ren Staaten in Westeuropa und auch 
das von den Nazis geschundene und 
ausgeblutete kleine Griechenland ge- 
zwungen, dem großen deutschen 
Staat hunderte Milliarden an Schulden 
zu erlassen, damit Deutschland wieder 
auf die Beine kommen konnte. 


Doch das eigentliche Problem liegt 
woanders. Beide Regierungen ma- 
chen Propaganda. Beide versuchen 
so zu tun, als würden sie die Interes- 
sen ihres Volkes verteidigen und ver- 
mitteln dabei das Gefühl, dass „die 
Griechen” und „die Deutschen” gegen- 
sätzliche Interessen hätten. Gerade 
das aber ist eine gefährliche Lüge für 
die Arbeitenden in beiden Ländern. 


Die wahren Fronten nämlich verlaufen 
ganz woanders: Sie verlaufen zwi- 
schen den sozialen Klassen. Sie ver- 
laufen zwischen der arbeitenden Be- 
völkerung in Griechenland und 
Deutschland auf der einen Seite — und 
den Industriellen und Bankern, den 
Kapitalisten auf der anderen Seite. 


Die arbeitende Bevölkerung in Deutsch- 
land hat absolut gar nichts davon, wenn 
die griechische Arbeiterklasse noch 
weiter in Arbeitslosigkeit, Elend und 
Obdachlosigkeit gestoßen wird. Im Ge- 
genteil, die Keule der Herrschenden, 
dass „die Bevölkerung die Schulden 
bezahlen muss’, wird auch gegen sie 
geschwungen, wenn auch (noch) nicht 
so heftig wie gegen die griechische 
Bevölkerung. 


Die arbeitende Klasse in Deutschland 
hat genau wie in Griechenland das Inte- 
resse daran, dass diese Schulden von 
denen bezahlt werden, die sie verur- 
sacht haben: Und das sind weder die 
Arbeitenden in Griechenland noch in 
Deutschland, sondern das ist die kapi- 
talistische Klasse, angefangen bei den 
großen Banken. Und je zahlreicher die 
Arbeitenden dies in möglichst vielen 
Ländern fordern, desto mehr Kraft ha- 
ben sie, diese lebenswichtige Forde- 
rung irgendwann durchzusetzen. 


Alle, die davon ablenken und einen Keil 
zwischen die Arbeitenden der verschie- 
denen Länder treiben, schwächen die 
Arbeitenden in jedem Land. 


Gegen die Kürzung der Renten, für mehr Lohn! 


Über hunderttausend Arbeiter und An- 
gestellte der Unikliniken, Schulen und 
anderer Landeseinrichtungen wehren 
sich seit mehreren Wochen mit massi- 
ven, eintägigen Warnstreiks. 


Denn die Regierung will ihre Betriebs- 
renten um 20% kürzen und ihre Löhne 
einfrieren. Mit der ewigen Begründung: 
„Wir haben kein Geld.“ 


Kein Geld für Renten und Löhne von 





Putzfrauen, Krankenschwestern und 


Lehrern? 


Das sagt eine Regierung, die seit Jah- 
ren Geld findet, um die Banken zu ret- 
ten, die sich wieder irgendwo in Euro- 
pa verspekuliert haben. 

Die in Deutschland nicht einmal das 
V’ermögen der Millionäre und Milliardä- 
re besteuert. Und großen Konzernen 
sogar noch hilft, ihre Stromrechnung 
zu bezahlen. 









Bei den Betriebsrenten und Lohnerhö- 
hungen für die Arbeitenden des Öffent- 
lichen Dienstes geht es im Vergleich 
dazu um winzige Summen. Und im 
Gegensatz zu den Geschenken an die 
Banken und Konzerne würde dieses 
Geld in den richtigen Taschen landen. 


Eirır iv die 
han r<VorS sone 
Karen‘ dann, 
A ger N ERS OP 








Die neue EZB-Zentrale: Ein Symbol ihrer Politik in ganz Europa 


„Das Gebäude ist ein Symbol für das 
Beste, was Europa gemeinsam errei- 
chen kann": Mit diesen Worten hat der 
Präsident der Europäischen Zentralbank 
die neue EZB-Zentrale in Frankfurt er- 
öffnet. Ja, 1,3 Milliarden Euro an Öffentli- 
chen Geldern für den Bau eines prunk- 
vollen Bankhauses auszugeben, das ist 
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in der Tat ein Symbol für ihr Europal 
Und letztlich ist nicht nur die neue EZB 
-Zentrale ein Symbol ihrer Politik, son- 
dern all diese Banken in Frankfurt, die 
mit ihrem Reichtum in den Himmel 
wachsen, während sich am Boden 
Arbeitslosigkeit und Armut ausbreiten. 


Zu dieser Entwicklung in Europa hat 
die EZB aktiv mit beigetragen. Seit 
Jahren gibt sie immer neue Gelder zur 
Unterstützung der Banken aus und 
lässt die Bevölkerungen in Europa 
dann für diese Bankenrettungen blu- 
ten, indem sie ihnen die heftigsten 
Sparprogramme aufzwingt. Allen vo- 


ı ran der Bevölkerung Griechenlands, 
‚ Spaniens oder Portugals. Eine Ju- 


gendarbeitslosigkeit von 50 Prozent, 
Rente mit 67, massenhafte Privatisie- 
rungen, Verwüstungen im Gesund- 


K(ein) r den Soli? 


CDU und CSU haben angekündigt, den 
Solidaritätszuschlag abschaffen zu wol- 
len. Damit wollen sie Wahlkampf ma- 
chen. Ihre Parteien sollen als diejenigen 
dastehen, die diese verhasste Steuer 
endlich abschaffen. Abschaffen? Na ja: 
In Wahrheit wollen CDU und CSU den 
Soli bis 2020 behalten und erst ab da 
stückweise verringern, bis er dann 2030 
vielleicht verschwinden soll. So langsam 
jedenfalls, dass er bis dahin längst 
durch andere Steuern ersetzt sein wird. 


Die SPD hingegen, die in vielen Bun- 
desländern regiert, will den Soli dauer- 
haft behalten und die Einnahmen dar- 
aus an alle Bundesländer verteilen. Sie 
tut so, als würde dadurch ein wahrer 
Geldsegen über die Bundesländer kom- 
men, als könnte sich vieles für die Be- 
völkerung verbessern... aber nur, wenn 
diese bereit ist, den Soli weiter zu zah- 
len. Als ob sich etwas für die einfache 
Bevölkerung verbessern würde, wenn 
sie mehr Steuern zahlt! Wem wollen sie 
das erzählen? 

In den letzten zwei Jahren hatten die 
Regierung und auch die Landesregie- 


Wollen 
Sie uns 


erreichen? 


rungen deutlich höhere Steuereinnah- 
men als in den Jahren davor. Und ist 
es der arbeitenden Bevölkerung des- 
halb besser gegangen? Nein. Weil die 
zusätzlichen Milliarden eben nicht für 
uns verwendet wurden, sondern in 
absurden Bauprojekten, in Steuerge- 
schenken an Unternehmer, in Zinszah- 
lungen an Banken versickert und so in 
den Taschen der Reichen gelandet 
sind. Und ganz genau so würde es mit 
den Soli-Milliarden auch laufen. 


Für die Arbeitenden es nicht darum 
gehen, ob der Soli beibehalten oder 
2030 abgeschafft und durch andere 
Steuern ersetzt wird. Der Soli muss 
sofort abgeschafft werden, nicht erst in 
15 Jahren. Wir Arbeitenden brauchen 
stattdessen einen „Solidaritäts”- 
zuschlag, der seinen Namen verdient: 
Eine hohe Steuer auf die Vermögen 
der Kapitalisten und Reichsten, deren 
Einnahmen unter der Kontrolle der 
Bevölkerung wirklich solidarisch für die 
Interessen der einfachen Bevölkerung 
ausgegeben werden: für Schulen, 
Krankenhäuser, Altenheime... 
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heitssystem: Das ist die Spur der EZB, 
die sich quer durch Südeuropa zieht. 


Es wundert einen daher kaum, dass die 
Herrschenden in Europa ihre neue EZB- 
Zentrale - dieses „Symbol“ ihrer Politik - 
nicht einmal in der Öffentlichkeit einge- 
weiht haben, sondern großräumig abge- 
riegelt mit Zäunen und Stacheldraht, 
beschützt durch alle Wasserwerfer der 
deutschen Polizei, durch Tränengas und 
das größte Polizeiaufgebot in der Ge- 
schichte Frankfurts. Denn sie wissen 
ganz genau, dass ihre ganze Politik Em- 
pörung und Hass erzeugen muss. 


Planung braucht Personal 
Erst zwei Tage vorher erfahren, ob man 
um 3 Uhr morgens, 12 Uhr mittags oder 
16 Uhr nachmittags zu arbeiten anfängt: 
Das war nach Weihnachten bei der DB 
Regio in Mitteldeutschland Alltag. Die 
Lokführer und Zugbegleiter konnten 
selbst die einfachsten Dinge in ihrem 
Leben kaum noch organisieren: Denn 
wie soll man Arzttermine machen, sich 
mit Freunden verabreden, den Kindern 
versprechen, sie irgendwo abzuholen... 
wenn man nie weiß, wann man in der 
nächsten Woche arbeiten muss? 


Eigentlich erfahren die Beschäftigten 
ihre Schichten einen Monat im Voraus. 
Mittlerweile ist der Personalmangel je- 
doch so groß, dass schon unter norma- 
len Umständen kaum alle Schichten 
besetzt werden können. Als dann im 
Januar der Fahrplanwechsel stattfand, 
durch den viele Züge und damit Schich- 
ten sich verändern, und dann noch die 
Grippewelle dazu kam, war es zu viel: 
Die Planung, wer auf welchem Zug fährt 
und wer in welcher Lücke einspringt, 
hangelte sich nur noch von Tag zu Tag. 
Umso mehr, da auch in der Abteilung, 
die diese Planung macht, Personalman- 
gel herrschte. 


Nach drei Monaten wird es langsam 
wieder „normaler“. Doch noch immer 
erfahren die Lokführer ihre Schichten 
nur eine Woche im Voraus. Und solan- 
ge der Personalmangel so bleibt, wird 
das nächste Chaos wird nicht lange auf 
sich warten lassen. Denn nur mit ausrei- 
chend Personal kann die Bahn die 
Schichten vernünftig planen, und die 
Arbeitenden ihr Leben. 





